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Sdirlftlidier Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP ein- 
gebrachten Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 

des Wehrsoldgesetzes 

— Drucksache V/3491 — 


A. Bericht des Abgeordneten Neumann (Stelle) 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den vorliegenden 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Wehrsoldgesetzes in seiner 200. Sitzung am 29. No- 
vember 1968 in erster Lesung behandelt und an 
den Verteidigungsausschuß federführend sowie an 
den Innenausschuß mitberatend und an den Haus- 
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages überwiesen. 

II. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Entwurf in 
seiner 96. Sitzung am 12. Dezember 1968 beraten. 
Bei dieser Beratung lag die zustimmende Stellung- 
nahme des Ausschusses für Inneres vor, der diesen 
Entwurf in seiner Sitzung vom 12. Dezember 1968 
behandelt hat. Der Verteidigungsausschuß hat dem 
Entwurf in unveränderter Form zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Eine Änderung des Wehrsoldgesetzes war einmal 
insoweit erforderlich, als die Bestimmung des § 96 
Äbs. 1 unbillige Härten hervorgerufen hatte, vor 
allem bei den Soldaten, die aufgrund des Ergebnis- 
ses der Einstellungsuntersuchung entlassen und 
nach voller Wiederherstellung ihrer Gesundheit 
erneut einberufen worden waren und dann eben- 


falls einen Wehrdienst von insgesamt 18 Monaten 
abgeleistet hatten. In Zukunft sollen auch diese 
Soldaten den vollen Satz des Entlassungsgeldes er- 
halten. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Diese Änderung soll der Wehrgerechtigkeit in- 
sofern Rechnung tragen, als den jungen Männern, 
die ihrer Wehrpflicht genügen und dadurch fühl- 
bare Einbußen am Einkommen oder beruflicher 
Weiterbildung erleiden, einen — wenn auch nur 
teilweisen — finanziellen Ausgleich zu bieten. 
Auch war der allgemeinen wirtschaftlichen Entwick- 
lung seit Festsetzung des Entlassungsgeldes Rech- 
nung zu tragen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Schließlich soll nach dem Entwurf Soldaten, die 
nach 15 Monaten entlassen werden, ein angemesse- 
nes Entlassungsgeld gewährt werden. Bisher konn- 
ten sie nur den bei Entlasssung nach 12 Monaten 
vorgesehenen Satz erhalten. 

Zu Artikel 2 

Ein Änderungsantrag des Abgeordneten Ollesch zu 
Artikel 2 des Entwurfs, das Gesetz schon am 1. De- 
zember 1968 in Kraft treten zu lassen, wurde mehr- 
heitlidi abgelehnt. 


Bonn, den 17. Januar 1969 


Neumann (Stelle) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3491 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 17. Januar 1969 


Der Verteidigungsausschuß 

Dr. Zimmermann Neumann (Stelle) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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